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Der Bundesminister Bonn, den 1. September 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 

W/I A 2 - 02 04 29 - 
F/I A3- Vw 1300-85/71 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Rechtzeitige konjunkturpolitische Dämpfungsmaß- 
nahmen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Dr. Pohle, 
Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2501 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Teilt die gegenwärtige Bundesregierung nunmehr auch für die 
Phase einer Konjunkturüberhitzung die von Bundesminister 
Schiller am 14. Februar 1968 (BT-Protokoll Nr. 156, Seite 8037 D) 
im Deutschen Bundestag vorgetragene Auffassung, daß in der 
Konjunkturpolitik „das Zögern nur bedeutet, daß man dann 
später mehr machen muß und daß es dann teurer wird"? 


Die außen- und binnenwirtschaftlichen Stabilisierungspro- 
gramme, die die Bundesregierung seit Oktober 1969 in die Tat 
umgesetzt hat, belegen anschaulich, welcher hohe Aufwand an 
Maßnahmen erforderlich ist, der sich bei einer rechtzeitigen und 
prophylaktischen Konjunkturpolitik vor dem Herbst 1969 teil- 
weise erübrigt hätte. Es gibt daher für die Bundesregierung 
keinen Anlaß, an der Richtigkeit der in der Frage zitierten Ein- 
sicht für beide Phasen des Konjunkturzyklus zu zweifeln. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die gegenwärtigen 
hohen Preissteigerungsraten von über 5 v. H. im Vergleich zum 
entsprechenden Vorjahresmonat bei den Lebenshaltungskosten 
auch erreicht worden wären, wenn den wiederholten Warnungen 
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der CDU/CSU-Fraktion vor übereilten Steuersenkungs- und Aus- 
gabenerhöhungsversprediungen und wiederholten Anregungen 
der CDU'CSU-Fraktion zu einer rechtzeitigen konjunkturge- 
rechten Finanzpolitik gefolgt worden wäre, namentlich 

2.1 wenn nicht erst in diesem Jahr beim Vollzug des Haus- 
haltsplans 1971, sondern bereits im Vorjahr entsprechend 
den Anträgen der CDU/CSU-Fraktion beim Vollzug des 
tlaushaltsplans 1970 ein Teil der Verpflichtungsermächti- 
gungen und der Ausgaben gesperrt worden wären vgl. An- 
träge vom 3. Juni 1970 und 18. Juni 1970, Umdrucke 33 und 
34 neu, BT-Protokoll vom 5. Juni 1970, Seite 3179, Umdruck 
68, BT-Protokoll vom 18. Juni 1970, Seite 3373 B sowie I. des 
Antrages vom 19. Juli 1971 und III. des Antrages vom 
22. September 1970, Drucksache VIT 025 neu, Drucksache 
VI/T154 neu), 

2.2 wenn ferner ein Teil der Ausgaben des Haushaltsentwurfs 
1971 der Bundesregierung einem Eventualhaiishalt Vorbe- 
halten und die die Inflationsmentalität fördernde Ankündi- 
gungswirkung der angestrebten Steigerungsrate von über 
12 V. H. im Sommer und Herbst 1970 vermieden worden 
wäre (vgl. II. des Antrages der CDU/CSU-Fraktion vom 
U). Juli 1970 und I. des Antrages der CDU/CSU-Fraktion 
vom 22. September 1970), 

2.3 wenn zugleich im Sommer oder Herbst 1970 der neue 
Finanzplan des Bundes für die Jahre 1970 bis 1974 als- 
bald überarbeitet und so gestaltet worden wäre, daß die 
Neuverschuldung der öffentlichen Gebietskörperschaften in 
der Planung mittelfristig nur in etwa im Gleichklang mit 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung ansteigt (II. der 
Anträge vom 10. Juli 1970 und 22. September 1970), 

2.4 wenn der Ausgabenanslieg bei Ländern und Gemeinden 
im Haushaltsjahr 1970 nicht + 15 v. H. (Länder) bzw. 
+ 13,8 V. H. (Gemeinden) betragen hätte, sondern Länder 
und Gemeinden im Finanzplanungsrat aufgrund eines vom 
Bund zu gebenden besseren Beispieles angehalten worden 
wären, bei der Haushaltsführung im Rechnungsjahr 1970 
und bei der Gestaltung der Haushallsentwürfe für 1971 und 
im mittelfristigen Finanzplan zurückhaltender zu verfahren 
(III. des Antrages vom 10. Juli 1970, IV. des Antrages 
vom 22. September 1970)? 


In der Anfrage wird ein eindeutiger und zwingender Zusam- 
menhang zwischen der Preisentwicklung, insbesondere des In- 
dex für die Lebenshaltungskosten einerseits und der Ausgabe- 
entwicklung der öffentlichen Hand für 1971 und der mittel- 
fristigen Finanzplanung des Bundes andererseits, konstruiert. 
Damit wird jedoch ein sehr komplexer Zusammenhang zu stark 
vereinfacht und damit falsch dargestellt. Bei einer Würdigung 
der Finanzpolitik darf nicht einseitig auf die Ausgabeentwick- 
lung abgestellt werden, sondern es muß der ganze finanzpoli- 
tische Maßnahmenkatalog zur Stabilisierung der Wirtschaftsent- 
wicklung in die Betrachtung einbezogen werden, wie er in den 
beiden Jahren 1970/71 angewandt worden ist, um ein vollstän- 
diges Bild der vom öffentlichen Sektor ausgehenden konjunk- 
turdämpfenden Einflüsse zu erhalten. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Die Bundesregierung hat durch ihr Programm zusätzlicher Stabi- 
lisierungsmaßnahmen vom 7. Juli 1970 die Voraussetzungen für 
eine konjunkturgerechte Finanzpolitik im Jahre 1970 und für 
den Übergang in das Jahr 1971 geschaffen. Deshalb hatte die 
Bundesregierung keinen Anlaß, den pauschalen Anträgen der 
Opposition nachzukommen. Daß die Maßnahmen der Bundes- 
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regierung den konjunkturpolitischen Erfordernissen voll gerecht 
geworden sind, bestätigt der Haushaltsabschluß 1970 in ein- 
drucksvoller Weise. Die Ausgabensteigerung war mit 6,9 v. H. 
noch geringer als im Jahre 1969 und lag ganz erheblich unter der 
Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts mit 12 v. H. Gleich- 
zeitig wurden durch den Bund 1,76 Mrd. DM (Konjunkturaus- 
gleichsrücklage und Bildungsanleihe) bei der Deutschen Bundes- 
bank stillgelegt. Auch von Seiten des Sachverständigenrates, 
der Deutschen Bundesbank und selbst von Sprechern der Oppo- 
sition ist anerkannt worden, daß das Haushaltsergebnis 1970 
den konjunkturellen Erfordernissen entsprochen hat. 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung und der Einbringung des Haus- 
haltsplanes 1971 war die weitere konjunkturelle Entwicklung 
keineswegs eindeutig vorauszusehen. Die Bundesregierung 
hatte daher schon bei der Beschlußfassung über den Haushalt 
1971 ausdrücklich erklärt, daß eine konjunkturpolitische Fein- 
abstimmung am Ende der Haushaltsberatungen vorgenommen 
wird. 

Zudem hatte die Bundesregierung das Sch v/erge wicht der fiskal- 
politischen Stabilisierungsmaßnahmen mit der Einführung eines 
Konjunkturzuschlags und der Aussetzung der degressiven Ab- 
schreibungsmöglichkeiten bewußt auf steuerliche Mittel gelegt. 
Sowohl von Seiten der wirtschaftswissenschaftlichen Institute 
als auch des Konjunkturrates für die öffentliche Hand und des 
Finanzplanungsrates war festgestellt worden, daß der Haushalt 
1971 konjunkturgerecht ist, was auch in der Entschließung des 
Deutschen Bundestages zum Haushaltsgesetz 1971 zum Aus- 
druck: kam. Auch die Opposition ist deshalb aus konjunktur- 
politischen Gründen in der 2. und 3. Beratung des Haushalts- 
entvv^urfs im Februar d. J. nicht mehr auf ihren Antrag zurück- 
gekommen, den Flaushalt in einen Kern- und in einen Eventual- 
haushalt aufzuspalten. 

Nachdem sich vor allem aus außenwirtschaftlichen Gründen die 
Entspannungstendenzen zögernder als zunächst erwartet durch- 
setzten, hat die Bundesregierung unverzüglich Maßnahmen ge- 
troffen, um den Haushaltsvollzug 1971 dieser veränderten Situa- 
tion anzupassen. Das Stabilisierungsprogramm vom 9. Mai 1971 
verschärfte bereits bestehende Verfügungsbeschränkungen bei 
den Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen, beschränkte 
die Kreditaufnahme der öffentlichen Hand und verpflichtete 
Bund und Länder, Steuermehrcinnahmen einer Konjunkturaus- 
gleichsrücklage zuzuführen und auf diese Weise dem Wirtschafs- 
kreislauf zu entziehen. Die Bundesregierung hat also mit einer 
stufenweise abgestimmten, ausgewogenen Kombination von aus- 
gabe- und einnahmepolitischen Maßnahmen flexibel auf die an- 
fangs nur schwer erkennbare weitere konjunkturelle Entwick- 
lung reagiert. Diese Politik des Bundes war auch richtungs- 
weisend für die Länder und Gemeinden, mit denen im Finanz- 
planungsrat und im Konjunkturrat die Stabilisierungsmaßnah- 
men gemeinsam beraten und beschlossen wurden. 
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3. Ist die Bundesregierung angesichts der vorstehend zitierten 
Anregungen und Anträge wirklich der Auffassung, daß die 
Opposition, wie Bundesminister Schiller ira SPD-Pressedienst 
vom 19. Juli 1971 behauptet, zur „Stabilitätspolitik" der Regie- 
rung keine „eigenen, eindeutigen und geschlossenen Alternativ- 
anträge" aufgezeigt habe? 


Ja! Die Fraktion der CDU-CSU zeigt mit dem Inhalt ihrer 
Kleinen Anfrage erneut, daß es ihr an einem geschlossenen 
Konzept mangelt, das eine Alternative zur Stabilitätspolitik der 
Bundesregierung sein könnte. Während sich die Regierung mit 
umfassenden binnen- und außenwirtschaftlichen Maßnahmen - 
unter Wahrung der marktwirtschaftlichen Ordnung - konse- 
quent um die Wiedergewinnung der Preisstabilität und um die 
Lösung der außenwirtschaftlichen Fragen bemüht, beruft sich 
die Opposition nur auf vereinzelte Haushaltsanträge im Sommer 
des vergangenen Jahres als ihren Beitrag zur Wirtschaftspolitik. 


4. Bundesminister Schiller hat am 3. Juni 1970 im Deutschen 
Bundestag (BT-Protokoll, Seite 2835 C) eine sehr fragwürdige 
Rechnung aufgemacht und erklärt, daß wir ohne Aufwertung 
im Jahre 1970 „Inflationsraten von 6 bis 7 v. H. für den 
privaten Verbrauch" gehabt hätten. Ist die Bundesregierung 
nunmehr bereit und in der Lage, die gegenwärtige Inflations- 
rate beim privaten Verbrauch für den hypothetischen Pall be- 
kanntzugeben, daß fiskalpolitische Dämpfungsmaßnahmen recht- 
zeitig im vorigen Jahr entsprechend den erwähnten Anträgen 
der CDU/CSU-Fraktion getroffen worden wären? 


Es ist unbestritten, daß die Preise ohne die dämpfende Wirkung 
einer Verbesserung der DM-Parität im Oktober 1969 stärker 
gestiegen wären. Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die 
Anträge der CDU/CSU-Fraktion für sich die eingetretene Preis- 
entwicklung nicht gedämpft hätten. Die von der CDU/CSU an- 
gestrebte Haushaltspolitik wäre Stückwerk geblieben, da ihr - 
wäre es nach dem Willen der CDU/CSU gegangen - jede recht- 
zeitige außenwirtschaftliche Absicherung gefehlt hätte. Auch 
die dämpfenden Wirkungen des Programms der Bundesregie- 
rung vom Juli 1970, bei dem die Opposition abseits stand, wären 
nicht zum Zuge gekommen. 


Die Bundesregierung hat nie verhehlt, daß die derzeitige Preis- 
entwicklung unbefriedigend ist. Mit ihrem Programm vom 9. Mai 
1971 hat sie ihre Stabilisierungspolitik verstärkt und alle Betei- 
ligten aufgefordert, auch eigene Beiträge zur Preisstabilität zu 
leisten. 


Im übrigen ist die Bundesregierung durchaus bereit, gerade 
angesichts der neuen währungspolitischen Lage im Bereich der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik mit der CDU/CSU-Fraktion zu- 
sammenzuarbeiten. Sie wird die CDU/CSU-Fraktion auch wei- 
terhin informieren und hofft, bei etwa notwendigen neuen Über- 
legungen auch zu gemeinsamen Beratungen zu kommen. 

Schiller 
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